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 Berlin, 6. Mai 2026 

  

Deutsche Industrie- und Handelskammer 

Stellungnahme 

 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Wärmeplanungsgesetzes (WPG) 

Wir bedanken uns für die Gelegenheit zur Stellungnahme zum Referentenentwurf eines Geset-

zes zur Änderung des Wärmeplanungsgesetzes. 

A. Das Wichtigste in Kürze 

Die DIHK begrüßt die Zielrichtung des Entwurfs zur Änderung des Wärmeplanungsgesetzes im 

Zusammenspiel mit dem Gebäudemodernisierungsgesetz und unterstützt die vorgesehenen 

Anpassungen im Grundsatz. Das WPG soll eine strategische, technologieoffene und kosteneffi-

ziente Transformation der Wärmeversorgung ermöglichen. Die zentralen Elemente des Ent-

wurfs, insbesondere Vereinfachungen für kleine Kommunen, eine vereinfachte und rechtssi-

chere Datenerhebung sowie die Einführung einer Kälteplanung in größeren Kommunen, be-

wertet die DIHK als sachgerecht. 

Verfahren vereinfachen und Schwellenwerte konsistent gestalten: Wir begrüßen die kleine 

Wärmeplanung, sehen jedoch durch parallele Verfahren unnötige Komplexität. Wir empfehlen 

eine bundesweit einheitliche Systematik (große/kleine KWP) sowie die Anhebung der Schwel-

lenwerte für vereinfachte Verfahren auf 45.000 Einwohner.  

Planungssicherheit durch realistische Annahmen stärken: Wir empfehlen, die Investitionssi-

cherheit durch verlässliche gesetzliche Rahmenbedingungen, stabile Förderprogramme und 

realistische Planungsannahmen zu erhöhen. Insbesondere systematische Überschätzungen 

von Verbräuchen und unsichere Anschlussquoten bei Wärmenetzen sollten korrigiert werden, 

um Investitionsrisiken zu reduzieren. 

Verbesserung des Konsultationsverfahrens: Kritisch bewertet die DIHK die sehr kurze Konsul-

tationsfrist. Angesichts der erheblichen wirtschaftlichen Tragweite des Vorhabens ist eine an-

gemessene Einbindung der betroffenen Unternehmen und Verbände zwingend erforderlich. 

Die kurze Frist erschwert eine fundierte fachliche Bewertung und steht im Widerspruch zu der 

angekündigten Zielsetzung, die Qualität von Gesetzgebungsverfahren durch frühzeitige und 

umfassende Beteiligung der Stakeholder zu verbessern.  
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B. Inhaltliche Ausführungen  

Vereinfachung der Datenverarbeitung (§ 10) 

Die DIHK befürwortet die Vereinfachung der Datenverarbeitung nach § 10 sowie die rechtliche 

Klarstellung bei gleichbleibendem Datenschutzniveau. Standardisierte und rechtssichere Da-

tenprozesse reduzieren bürokratischen Aufwand, vermeiden Doppelanforderungen und erhö-

hen die Verlässlichkeit der Wärmeplanung. 

Die Vereinfachungen bei der Datenerhebung und der reduzierten Anforderungen an die karto-

graphische Darstellung in den Anlagen 1 und 2 werden grundsätzlich unterstützt. Positiv be-

werten wir zudem den Wegfall detaillierter Netzkarten für Gas-, Wärme- und Abwasserinfra-

struktur sowie Erzeugungs- und Speicheranlagen, was angesichts der Veröffentlichungspflich-

ten und der geopolitischen Lage sachgerecht ist. 

Die einheitliche Verbrauchsgrenze von 50.000 kWh bei der Aggregation von Verbrauchsdaten 

ist positiv hervorzuheben, da sie Rechtssicherheit schafft und Bürokratie reduziert. Gleichzeitig 

bestehen Unsicherheiten bei Fortschreibungen durch Verbrauchsschwankungen sowie durch 

mögliche Datenverschiebungen zwischen Einzel- und Aggregatbetrachtung. Zudem besteht ein 

Spannungsverhältnis darin, dass planungsverantwortliche Stellen die Daten in dieser Form er-

heben dürfen, Versorger jedoch nicht verpflichtet sind, sie entsprechend bereitzustellen, was 

die praktische Umsetzung erschweren kann. 

Positiv bewerten wir zudem, dass die differenzierte Berechnung des jährlichen Endenergiever-

brauchs nach Endenergiesektoren künftig optional ausgestaltet wird und auch im Zielszenario 

keine sektorspezifische Differenzierung mehr erforderlich ist. 

Die Möglichkeit für Kommunen, bei der Planung ausschließlich auf Bedarfswerte zurückzugrei-

fen, ist prozessual nachvollziehbar, führt jedoch zu Ungenauigkeiten. Laut Rückmeldungen aus 

unserer Mitgliedschaft überschätzt die zugrunde liegende Methodik systematisch die realen 

Verbräuche, infolge veränderter Verbrauchsverhalten durch die Energiekrise. Dies erhöht das 

Risiko unwirtschaftlicher Netzdimensionierungen und belastet Netzbetreiber erheblich. 

Wir befürworten die vorgesehene zentrale Anzeige und Bereitstellung der Wärmepläne. Für 

Netzbetreiber und die Netzplanung ist jedoch entscheidend, dass die Daten in einem standar-

disierten und unmittelbar verwertbaren Format zur Verfügung stehen. Hier besteht aus unse-

rer Sicht weiterer gesetzlicher Klarstellungsbedarf. 

Planung der Kälteversorgung (§ 21a) 

Die Berücksichtigung der Kälteplanung, insbesondere für Kommunen mit mehr als 45.000 Ein-

wohnern ist sachgerecht, da Kühlbedarfe für viele Betriebe zunehmend an Bedeutung gewin-

nen, etwa für Resilienz, Betriebssicherheit und Effizienz. Zudem stellt dies eine Umsetzung der 

Vorgabe der EU-Energieeffizienzrichtlinie (EED) für Gemeinden dieser Größenordnung dar. 

https://www.dihk.de/
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Gleichzeitig sollte sich die Bundesregierung auf EU-Ebene für weitere Entbürokratisierung ein-

setzen. Positiv bewerten wir zudem die Verknüpfung mit Klimaanpassungs- und Hitzeaktions-

plänen, da sie eine bessere Verzahnung der Planungsinstrumente ermöglicht. 

Kleine Wärmeplanung für Gemeindegebiete mit 15 000 Einwohnern oder weniger (§ 22a) 

Die DIHK befürwortet die Vereinfachung der Wärmeplanung für Kommunen bis 15.000 Ein-

wohner ausdrücklich. Sie reduziert den Planungsaufwand deutlich, insbesondere durch den 

Verzicht auf bestimmte Datenerhebungen, vereinfachte Beteiligungsverfahren sowie ein er-

leichtertes Fachgutachten auf Basis vereinfachter Bestands- und Potenzialanalysen, Gebiets-

ausweisungen und Zielszenarien. Gleichzeitig entstehen schneller belastbare Aussagen zu zu-

künftigen Versorgungsoptionen, was die Planungs- und Investitionssicherheit für Unterneh-

men erhöht und die kommunalen Kapazitäten entlastet. Klärungsbedarf besteht weiterhin hin-

sichtlich der Anwendung von Eignungsstufen nach § 19 WPG; hier sollte ausdrücklich geregelt 

werden, dass im Verfahren nach § 22a darauf verzichtet werden kann. 

Kritisch sehen wir die zunehmende Unübersichtlichkeit durch parallel bestehende Verfahren. 

Die fehlende einheitliche Systematik führt zu Redundanzen zwischen verkürzten, vereinfach-

ten und kleinen Verfahren. Während die Länder weiterhin nach § 4 (3) für Gemeinden unter 

10.000 Einwohnern vereinfachte Verfahren § 22 vorsehen können, führt der Bund zusätzlich 

ein weiteres Verfahren für Gemeinden unter 15.000 Einwohnern ein. Da alle Varianten auf 

eine Reduzierung des Aufwands abzielen, entstehen redundante Strukturen. Aus unserer Sicht 

ist daher eine bundesweit einheitliche Unterscheidung zwischen „großer“ und „kleiner“ Wär-

meplanung erforderlich.  

Die Mehrheit der Unternehmen spricht sich zudem dafür aus, die Schwelle für die vereinfachte 

Wärmeplanung auf 45.000 Einwohner anzuheben, da sich zentrale Versorgungssysteme wie 

Fernwärmenetze auch in Kommunen zwischen 15.000 und 45.000 Einwohnern aufgrund der 

geringen Siedlungsdichte häufig nicht wirtschaftlich betreiben lassen. Wirtschaftliche Lösun-

gen, etwa durch Abwärme oder Biogasanlagen zur Versorgung umliegender Gebäude, treten 

nur vereinzelt auf und können ebenfalls im Rahmen einer vereinfachten Planung identifiziert 

werden. Auch die Verpflichtung zur Kälteplanung ist für diese Kommunen von untergeordne-

ter Bedeutung. 

Vor dem Hintergrund der EU-Richtlinie 2023/1791 halten wir es nicht für sachgerecht, die 

Wärmeplanung über die europäische Vorgabe hinaus auch für kleinere Kommunen verpflich-

tend auszugestalten. Insbesondere unter 10.000 Einwohnern sollte lediglich eine optionale 

Wärmeplanung vorgesehen werden, da Wärmenetze dort in der Regel nicht wirtschaftlich sind 

und überwiegend dezentrale Lösungen entstehen.  

Gleichzeitig weisen einige Mitgliedsunternehmen darauf hin, dass eine Absenkung des Schwel-

lenwerts auf 10.000 Einwohner fachlich begründbar sein kann, da Gemeinden dieser Größe 
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bereits stadtähnliche Strukturen aufweisen können und aus ingenieurwissenschaftlicher Sicht 

eine detailliertere Betrachtung erfordern können. Zudem wird kritisiert, dass die Potenzialana-

lyse im Rahmen der kleinen Wärmeplanung teilweise zu wenig Gewicht erhält. Frühere Wär-

mepläne lieferten wichtige Informationen auch für dezentrale Versorgungslösungen, etwa zur 

Genehmigungsfähigkeit von Erdwärmebohrungen unter Berücksichtigung von Schutzgebieten. 

Die aktuelle Ausgestaltung fokussiert hingegen stärker auf leitungsgebundene Potenziale, 

wodurch Mehrwerte verloren gehen können. 

Einige Unternehmen sprechen sich dafür aus, statt starrer Einwohnergrenzen geeignete Indi-

katoren wie Bevölkerungsdichte oder Energieabnahmeintensität heranzuziehen, um die Ver-

pflichtung zur Wärmeplanung zielgenauer auszugestalten. Entscheidend ist dabei die tatsächli-

che Wirtschaftlichkeit zentraler Infrastrukturen. Ist diese nicht gegeben, erscheinen weiterge-

hende Betrachtungen von Wärmenetzen nicht zielführend, sodass dezentrale Versorgungslö-

sungen vorzuziehen sind. 

Kritisch bewerten wir die Ausgestaltung der Wasserstoffprüfgebiete nach § 22a Absatz 3. Die 

hohen Anforderungen an Netzinfrastruktur, industrielle Abnehmer sowie gesicherte Versor-

gungsoptionen verlagern Risiken auf einzelne Unternehmen und erschweren Investitionen. Zu-

dem können Kommunen die Wirtschaftlichkeit von Wasserstoff für Heizzwecke in der Regel 

nicht belastbar einschätzen, sodass die Regelung aus Sicht einiger Unternehmen vor allem 

eine formale Technologieoffenheit signalisiert, die in der Praxis nicht gegeben ist. 

Gleichzeitig ist entscheidend, dass die Einstufung als dezentrales Versorgungsgebiet nicht zu 

einer vorschnellen Festlegung führt, die künftige leitungsgebundene Optionen, insbesondere 

im Kontext eines möglichen Wasserstoffhochlaufs, faktisch einschränkt. Gerade mit Blick auf 

die langfristige Transformation der Energieversorgung ist es wichtig, auch in vermeintlich un-

geeigneten Gebieten zumindest eine belastbare und technologieoffene Prüfung von Anschlus-

soptionen an Wasserstoff- oder grüne Gasnetze vorzusehen. Die vorgesehene Plausibilitätsbe-

wertung sollte daher so ausgestaltet werden, dass industrielle und gewerbliche Ankerlasten 

sowie zukünftige Infrastrukturentwicklungen ausreichend berücksichtigt werden. 

Fortschreibung des Wärmeplans (§ 25) 

Die Novellierung des § 25 legt konkrete Fristen fest, bis zu denen die planungsverantwortli-

chen Stellen verpflichtet sind, eine Fortschreibung der Wärmeplanung vorzunehmen. Dabei ist 

zu berücksichtigen, dass zahlreiche Kommunen mit weniger als 100.000 Einwohnern bereits 

frühzeitig im Rahmen der Kommunalrichtlinie mit der Wärmeplanung begonnen und diese 

vielfach bereits in den Jahren 2024 oder 2025 abgeschlossen haben. Nach dem Entwurf würde 

die erste Fortschreibung dennoch erst bis Ende 2033 verpflichtend erfolgen, sodass sich in Ein-

zelfällen ein Zeitraum von bis zu acht bis neun Jahren zwischen Erstplanung und Fortschrei-

bung ergibt. Dies führt zu erheblichen Unsicherheiten für Unternehmen, insbesondere für 
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Gebäudeeigentümer in Prüfgebieten. Vor diesem Hintergrund befürworten wir, die Fortschrei-

bung verpflichtend an einem Mehrjahresrhythmus ab Abschluss der erstmaligen Wärmepla-

nung auszurichten. 

Prozesswärme 

Die verlängerte Frist zur Erstellung eines Plans für die Dekarbonisierung industrieller Prozess-

wärmenetze bis Ende 2030 wird grundsätzlich als Verbesserung bewertet. Vor dem Hinter-

grund häufig fehlender belastbarer Datengrundlagen zur Infrastruktur- und Energieträgerver-

fügbarkeit sowie der besonderen Anforderungen industrieller Wärmenetze erscheint selbst 

dieses Zieljahr teilweise ambitioniert. Eine stärkere Orientierung an der Verfügbarkeit regiona-

ler Infrastruktur- und Ausbauplanungen wäre sachgerecht. 

Kritisch bewerten wir weiterhin die fehlende klare Trennung zwischen Gebäude- und Prozess-

wärme. Dadurch besteht die Möglichkeit, dass Gasversorgungsleitungen faktisch „wegge-

plant“ werden, ohne dass Großverbraucher oder Betreiber von Hochtemperaturprozessen 

zwingend einbezogen werden.  

Langfristigkeit und Planbarkeit 

Bei Infrastrukturprojekten, insbesondere im Bereich der Wärmenetze, bestehen weiterhin er-

hebliche Unsicherheiten hinsichtlich langfristiger Anschluss- und Nutzungsquoten. Vorausset-

zung für tragfähige Investitionsentscheidungen sind daher verlässliche, klare und langfristig 

angelegte gesetzliche Rahmenbedingungen sowie Förderinstrumente, die über Legislaturperi-

oden hinaus Bestand haben und Investoren entsprechende Planungssicherheit bieten. 

Zugleich ist die Finanzierung frühzeitig und systematisch in die Wärmeplanung einzubeziehen, 

da insbesondere regionale Finanzinstitute hier vor erhebliche Herausforderungen gestellt wer-

den. Vor diesem Hintergrund sind schnelle, transparente und vereinfachte Genehmigungsver-

fahren sowie Vergabeverfahren für die planungsverantwortlichen Stellen von zentraler Bedeu-

tung. Sie tragen dazu bei, Umsetzungszeiträume zu verkürzen, Kostenrisiken zu reduzieren 

und die Kalkulierbarkeit von Investitionen insgesamt zu verbessern. 
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C. Ergänzende Informationen 

a. Ansprechpartner mit Kontaktdaten 

Tatiana Valyaeva 

Referatsleiterin Energie- und Umweltpolitik –  

Bereiche Gebäude und Mobilität 

Tel. 030/20308-2216 

E-Mail: valyaeva.tatiana@dihk.de 

 

b. Beschreibung DIHK 

Wer wir sind: 

Unter dem Dach der Deutschen Industrie- und Handelskammer (DIHK) sind die 79 Industrie- 

und Handelskammern (IHKs) zusammengeschlossen. Unser gemeinsames Ziel: Beste Bedin-

gungen für erfolgreiches Wirtschaften.  

Auf Bundes- und Europaebene setzt sich die DIHK für die Interessen der gesamten gewerbli-

chen Wirtschaft gegenüber Politik, Verwaltung und Öffentlichkeit ein. Denn mehrere Millionen 

Unternehmen aus Handel, Industrie und Dienstleistung sind gesetzliche Mitglieder einer IHK - 

vom Kiosk-Besitzer bis zum Dax-Konzern. So sind DIHK und IHKs eine Plattform für die vielfälti-

gen Belange der Unternehmen. Diese bündeln wir in einem verfassten Verfahren auf gesetzli-

cher Grundlage zum Gesamtinteresse der gewerblichen Wirtschaft und tragen so zum wirt-

schaftspolitischen Meinungsbildungsprozess bei. 

Grundlage unserer Stellungnahmen sind die wirtschaftspolitischen/europapolitischen Positio-

nen und beschlossenen Positionspapiere der DIHK unter Berücksichtigung der der DIHK bis zur 

Abgabe der Stellungnahme zugegangenen Äußerungen der IHKs und ihrer Mitgliedsunterneh-

men. Darüber hinaus koordiniert die DIHK das Netzwerk der 150 Auslandshandelskammern, 

Delegationen und Repräsentanzen der Deutschen Wirtschaft in 93 Ländern. 
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